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III. öffentlich-rechtliche Abteilung

Besetzung

Bundesrichter Parrino, Präsident,

Gerichtsschreiberin Stanger.

Verfahrensbeteiligte

A.________,

Beschwerdeführer,

gegen

Kantonales Steueramt Zürich, Rechtsdienst, Bändliweg 21, 8090 Zürich,

Beschwerdegegner.

Gegenstand

Staats- und Gemeindesteuern des Kantons Zürich, Steuerperioden 2018 und 2019,

Beschwerde gegen die Verfügung des Verwaltungsgerichts des Kantons Zürich vom 20.
August 2024 (SB.2024.00075).

Nach Einsicht

in die Beschwerde vom 4. Oktober 2024 (Poststempel) gegen die Verfügung des
Verwaltungsgerichts des Kantons Zürich vom 20. August 2024,

in Erwägung,

dass das Bundesgericht von Amtes wegen und mit freier Kognition prüft, ob ein
Rechtsmittel zulässig ist ( BGE 138 V 318 E. 6 mit Hinweis),

dass die Vorinstanz mit Verfügung vom 20. August 2024 auf die gegen die Verfügung des
Steuerrekursgerichts vom 6. Juni 2024 erhobene Beschwerde mangels eines nicht



wiedergutzumachenden Nachteils nicht eingetreten ist,

dass das kantonale Gericht erwogen hat, die Verfügung des Steuerrekursgerichts vom 6.
Juni 2024 stelle nur einen Zwischenschritt im Verfahren um Anordnung einer
Ordnungsbusse dar, sei diese doch lediglich angedroht, aber noch nicht ausgesprochen
worden,

dass die Vorinstanz weiter ausführte, die Anfechtung der Ordnungsbusse könne im
Anschluss an deren Anordnung erfolgen und dem Beschwerdeführer sei daher durch die
Zwischenverfügung vom 6. Juni 2024 kein bleibender Nachteil entstanden,

dass Rechtsmittelentscheide betreffend Zwischenentscheide regelmässig ihrerseits
wiederum Zwischenentscheide bilden ( BGE 134 IV 43 E. 2; Urteile 9C_742/2015 vom 5.
Juli 2016 E. 3.1 und 2C_1207/2012 vom 20. Dezember 2012 E. 1),

dass dies auch gilt, wenn der angefochtene Rechtsmittelentscheid auf Nichteintreten lautet,
und er daher als letztinstanzlich nur unter den Voraussetzungen von Art. 93 Abs. 1 BGG
anfechtbarer Zwischenentscheid zu qualifizieren ist (vgl. zum Ganzen: BGE 137 III 380 E.
1.1; Urteil 2C_1009/2014 vom 6. Juli 2015 E. 1.3),

dass die Beschwerde dagegen somit einzig zulässig ist, wenn - alternativ - der angefochtene
Entscheid einen nicht wieder gutzumachenden Nachteil bewirken kann ( Art. 93 Abs. 1 lit. a
BGG ) oder die Gutheissung der Beschwerde sofort einen Endentscheid herbeiführen und
damit einen bedeutenden Aufwand an Zeit und Kosten für ein weitläufiges Beweisverfahren
ersparen würde ( Art. 93 Abs. 1 lit. b BGG ),

dass die Beschwerde führende Partei die Voraussetzungen nach Art. 93 Abs. 1 BGG
darzulegen hat, soweit sie nicht offensichtlich erfüllt sind (vgl. BGE 142 V 26 E. 1.2; 141
III 80 E. 1.2; 138 III 46 E. 1.2),

dass der Beschwerdeführer nicht aufzeigt und auch nicht ersichtlich ist, inwiefern die blosse
Androhung einer Ordnungsbusse für ihn einen nicht wiedergutzumachenden Nachteil
bewirken soll, zumal ein Nachteil im Sinne von Art. 93 Abs. 1 lit. a BGG erst dann
irreparabel ist, wenn er später mit einem günstigen Endurteil in der Sache nicht behoben
werden kann ( BGE 148 IV 159 E. 1.1; 137 III 522 E. 1.3 mit Hinweisen),

dass zudem auch eine Gutheissung der Beschwerde das Hauptverfahren nicht beenden
würde, womit auch die Eintretensalternative von Art. 93 Abs. 1 lit. b BGG nicht gegeben
ist,

dass damit keine der Eintretensvoraussetzungen von Art. 93 Abs. 1 BGG erfüllt ist,

dass mangels einer gültigen Beschwerde eine - ohnehin bloss ausnahmsweise anzuordnende
- mündliche Verhandlung bzw. Anhörung ( Art. 57 BGG ) von vornherein ausser Betracht
fällt,

dass deshalb im vereinfachten Verfahren nach Art. 108 Abs. 1 lit. a und b BGG auf die
Beschwerde nicht einzutreten ist und der Beschwerdeführer nach Art. 66 Abs. 1 und 3 BGG
kostenpflichtig wird,

erkennt der Präsident:

1.

Auf die Beschwerde wird nicht eingetreten.



2.

Die Gerichtskosten von Fr. 500.- werden dem Beschwerdeführer auferlegt.

3.

Dieses Urteil wird den Parteien und dem Verwaltungsgericht des Kantons Zürich, 2.
Abteilung, schriftlich mitgeteilt.

Luzern, 26. November 2024

Im Namen der III. öffentlich-rechtlichen Abteilung

des Schweizerischen Bundesgerichts

Der Präsident: Parrino

Die Gerichtsschreiberin: Stanger
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